
A N T R A G

der Abgeordneten Sacher, Schabl, Cerwenka, Farthofer, F

Kadenbach, Kautz, Keusch, Krammer, Mag. Leichtfried, M

Rupp, Vladyka und Weninger

betreffend verfassungsrechtliche Absicherung der Me
Landes Niederösterreich an der EVN-AG

Die EVN-AG als Infrastrukturanbieter in den Bereichen Str

Abfallbehandlung und Kabelnetz nimmt eine zentrale Aufg

men der NÖ Infrastrukturpolitik ein. Mit jährlichen Investitio

als 100 Millionen Euro und über 2.000 Beschäftigten stellt 

tigen Wirtschaftsfaktor und Motor für die Beschäftigungspo

österreich dar.

Seit 1990 ist die EVN durch einen Börsegang zu 49 % priv

breite Streuung der Aktien auf den Kapitalmärkten in Euro

infolge der geänderten Rahmenbedingungen, insbesonder

EU-Strommarktes und des damit initiierten Konzentrations

werden. So halten etwa ein Syndikat aus Verbundgesellsc

terreich und Energie Steiermark AG mehr als 25 % der EV

seit kurzem auch die Energie Baden-Württemberg 6 % der

Obwohl derzeit aufgrund der gültigen Gesetzeslage des E

Elektrizitätsorganisationsgesetzes die rechtliche Verpflicht

der Aktien an Energieversorgungsunternehmen durch die 

werden müssen, gibt es immer wieder Signale und Anzeic

diese Verpflichtung aufzuheben und die Möglichkeit einer 

rung einzuräumen. Da damit die Möglichkeit eröffnet würd

der NÖ Infrastrukturversorgung mehrheitlich in ausländisch

ten und damit wichtige strukturpolitische Entscheidungen n
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getroffen werden könnten, sollten Maßnahmen getroffen werden, um sicherzustellen,

dass das strategische Eigentum an der EVN-AG für das Land erhalten bleibt und

damit die wichtigen Infrastrukturressourcen im Eigentum des Landes Niederöster-

reich bleiben.

Es scheint daher zweckmäßig, eine verfassungsrechtliche Klarstellung über die Ei-

gentumsverhältnisse an der EVN-AG in der Form zu treffen, dass eine Bestimmung

in die NÖ Landesverfassung aufgenommen wird, die zum Inhalt hat, dass das Land

Niederösterreich jedenfalls 51 % des Grundkapitals der EVN – Energie-Versorgung

Niederösterreich Aktiengesellschaft behält.

Die Gefertigten stellen daher den

A n t r a g :

Der Landtag wolle beschließen:

Der dem Antrag der Abgeordneten Sacher, Schabl u. a. beiliegende Gesetzentwurf

betreffend Verfassungsgesetz – Änderung der NÖ Landesverfassung 1979 wird ge-

nehmigt.

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses Gesetzes-

beschlusses Erforderliche zu veranlassen.

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Verfassungsausschuss zur Vor-

beratung zuzuweisen.


